
 
 
 
 
 
 

Schwellenländer

Höchste 
Gefahr

E s sind Nachrichten wie diese 
aus Venezuela, die viele Men-
schen, aber auch Anleger 

aufschrecken. Im Zoo verhungern 
die Löwen, und auf Friedhöfen wer-
den Grabsteine geraubt, um sie zu 
Geld zu machen. Bittere Armut 
herrscht im Land, Lebensmittel 
sind knapp, und die Inflation er-
reicht schwindelerregende Höhen. 
Gleichzeitig toben zwischen Anhän-
gern und Gegnern der Regierung 
von Staatspräsident Nicolás Maduro 
seit Tagen heftige Auseinanderset-
zungen. Ein gefährliches Gemisch, 
das schnell in eine Staatspleite füh-
ren kann. Denn Venezuela geht das 
Geld aus. 

Es wäre der größte Staatsbankrott 
aller Zeiten. Die Schulden des Lan-
des summieren sich auf umgerech-
net rund 170 Milliarden Dollar, und 
täglich werden es mehr. Die Zusi-
cherung des Staatskonzerns PDVSA, 
noch in dieser Woche eine fällige 
milliardenschwere Anleihe plus Zin-
sen zurückzuzahlen, dürfte zwar 
für Beruhigung sorgen. Aber damit 
ist die Gefahr noch nicht gebannt.

Ohne die Ölgesellschaft PDVSA 
geht nichts in Venezuela. Sie ist die 
Hauptfinanzierungsquelle des Staa-
tes. Für Investitionen bleibt da we-
nig übrig bei niedrigen Ölpreisen. 
Deshalb droht ein Teufelskreis. Die 
Anlagen werden marode, die Förde-
rung sinkt, und es fließt noch weni-
ger Geld nach Venezuela. Ange-
sichts der Probleme beim Staats-
konzern PDVSA rächt es sich jetzt, 
dass Maduros Vorgänger Hugo Chá-
vez mit seiner sozialistischen Politik 
die Privatwirtschaft schrittweise 
ruiniert hat. 

Es braucht deshalb nicht sonder-
lich viel Fantasie, sich vorzustellen, 
dass Venezuela innerhalb der 
nächsten zwölf Monate in eine 
Staatspleite schlittert. Das wäre 
nicht nur für das geschundene 
Land eine Katastrophe. Auch die 
Anleger wären massiv betroffen. 
Ein solcher Schock würde den In-
vestoren wieder einmal die Anfällig-
keit der Schwellenländer vor Augen 
führen. Eine Verkaufswelle in den 
Emerging Markets könnte die Folge 
sein, und das wäre auch für die 
hochbewerteten Börsen in den In-
dustrieländern kein gutes Omen.

Eine Staatspleite in Venezuela 
würde gefährliche 

Ansteckungsrisiken bergen, 
warnt Robert Landgraf. 

„Als Aufsichtsrat kann man einem 
Familienmitglied nicht so einfach sagen, 
was zu tun ist. Mit einem angestellten 

Manager kann man völlig anders reden. “
Hans Michel Piëch, Mitglied des Porsche-Aufsichtsrats. Mitglieder der 
VW-Eigentümerfamilien Porsche und Piëch sollen künftig  
nicht mehr als Manager für den Autokonzern arbeiten.

Worte des Tages

„Ich bin ein Freund des 
Diesels. Ich habe mir sogar 
gerade selbst einen zugelegt. “

Winfried Kretschmann, Baden-Württembergs 
Ministerpräsident, hat sich in der Debatte über 

Fahrverbote für Dieselfahrzeuge als Anhänger  
des umstrittenen Treibstoffs bekannt.

„Banken müssen 
Gebührenmodelle finden,  
die kompetitiv sind. Das ist  

ein ganz großer Kraftakt. “
Christian Staub, Deutschland-Chef des weltgrößten 
Vermögensverwalters Blackrock, zur Diskussion zum Ende  
der Kostenloskultur auf dem deutschen Bankenmarkt

P rivatkunden sind die ungeliebten Kinder der 
Deutschen Bank. So ist zumindest die Wahrneh-
mung. Ob „Bank 24“, die für Kunden zweiter 

Klasse gebaut und wieder integriert wurde, Moneyshelf, 
die Digitalbank zwischen allen Stühlen, oder die Zukäu-
fe von Norisbank und zuletzt der Postbank: Immer wie-
der wurde die Chance einer klaren Zwei-Marken-Strate-
gie vergeben. Auch jetzt: Weder ist die Deutsche Bank 
mit einem glaubwürdigen Markenversprechen positio-
niert, noch hat man der Postbank Freiraum gelassen, 
eine eigenständige zukunftsfähige Retailmarke zu wer-
den. 

Die Schlüsselfragen bleiben unbeantwortet: Wie geht 
Retailbanking jenseits der „beratungslosen“ Onlineban-
ken wie ING-Diba und DKB oder der Filialversion Spar-
da Bank? Was hat die Deutsche Bank den „Beziehungs-
banken“, den Sparkassen und VR-Banken, entgegenzu-
setzen? Wie wehrt man sich gegen Apple Pay, Paypal, 
Numbers oder Check24 & Co.? Dabei gibt es so viel Dif-
ferenzierungspotenzial aus Kundensicht im deutschen 
Bankenmarkt. 

Ein Aufruf in den sozialen Medien, um einen neuen 
Claim für die Deutsche Bank zu finden, offenbart die ei-
gene Orientierungslosigkeit. Kunden zu fragen, wofür 
man stehen soll, zeugt von mangelnder Charakterstärke 
und fehlendem unternehmerischem Willen. Beides sind 
Grundvoraussetzungen für starke Persönlichkeiten – so-
wie für Marken. Opel lässt grüßen. Umparken im Kopf 
reicht nicht. Man muss schon wissen, wohin. 

Warum sollte man dort und bei keiner anderen Bank 
Kunde werden? Was gibt es „nur“ bei Deutscher Bank 
und Postbank – und nicht „auch“? Es geht um die klare, 
glaubwürdige Positionierung und um mehr als nur Kos-
tensenkung. Das Management ist gefordert. 

Wertsteigernde Marken zu führen, die nicht nur jeder 
kennt, sondern auch viele wollen – das ist die Kunst bei 
austauschbaren Produkten und in der Niedrigzinspha-
se. 

Weder neue Claims noch Logos werden dabei helfen. 
Es ist notwendig, ein klares Markenversprechen nicht 
nur zu definieren, sondern dieses als Vorstand und 
Führungskraft auch vorzuleben. Vor allem aber sind 
diese Versprechen einzuhalten im Produkt, im Service, 
in der Beratungserfahrung, bis hin zur digitalen App. 

Die Flucht in das Digitale wird nicht genügen. Digitali-
tät ist die Grundbedingung für das Überleben im postdi-
gitalen Zeitalter. Die elementare Frage, die über die Zu-
kunftsfähigkeit entscheidet, lautet: Was liefert Wert-
schöpfung, wenn alles digitalisiert ist, und warum soll 
ich zur Deutschen Bank? Oder anders formuliert: Was 
würde dem deutschen Bankkunden fehlen, wenn es die 
Deutsche Bank nicht gäbe?

Gastkommentar

Warum diese Bank?

Der Deutschen Bank mit ihrer 
Postbank fehlt eine klare 

Positionierung im postdigitalen 
Zeitalter, warnt Achim Feige.
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Luftfahrt

Berechtigte 
Warnung

W enn Ryanair lautstark die 
Politik zum Eingreifen 
auffordert, etwa bei ei-

nem der vielen Streiks von Fluglot-
sen, beeindruckt das nicht mehr. 
Das gehört bei dem Billiganbieter 
schon fast zur Standardkommuni-
kation. Doch was Ryanair-Manager 
in diesen Tagen zu einem anderen 
Thema an die Politik adressieren, 
sollte tunlichst nicht in diese Schub-
lade gepackt werden. Dazu ist das 
Thema viel zu brisant.

Es geht um den Ausstieg der Bri-
ten aus der Europäischen Union. 
Zeitweise könnte der Flugverkehr 
zwischen Großbritannien und der 
restlichen EU komplett eingestellt 
werden müssen, malte Finanzchef 
Neil Sorahan dieser Tage ein echtes 
Schreckensszenario an die Wand. 
Denn selbst wenn sich die Politiker 
in den auf zwei Jahre angesetzten 
Brexit-Verhandlungen über die Mo-
dalitäten für den Luftverkehr eini-
gen würden, müssten danach viele 
nationale Staaten noch zustimmen, 
so die Begründung. 

Eine übertriebene Sorge? Mit-
nichten. Schon die Tatsache, dass 
die eigentlichen Brexit-Verhandlun-
gen erst im Herbst beginnen, ist für 
die Luftfahrtindustrie ein Problem. 
Flugpläne werden mit längerem 
Vorlauf aufgestellt. In einem Jahr 
beginnen die Airline-Manager mit 
den Planungen für den Sommer 
2019. Dann brauchen sie Planungs-
sicherheit. Es ist absehbar, dass es 
die nicht geben wird. 

Also müssen die Airlines eigent-
lich vorbauen. Easyjet etwa hat eine 
Betriebserlaubnis (AOC) in Großbri-
tannien und in der Schweiz. Beide 
nützen bei einem Brexit nichts, will 
die Billig-Airline ihre innereuropäi-
schen Flüge wie bisher fortsetzen. 
Easyjet überlegt deshalb, eine wei-
tere Betriebserlaubnis in einem eu-
ropäischen Land zu erwerben. Das 
aber dauert und kostet. Sollten die 
Politiker am Ende eine sanfte Über-
gangslösung für die Luftfahrt fin-
den, könnte sich dieses Investment 
als überflüssig erweisen – für ein 
börsennotiertes Unternehmen kei-
ne angenehme Vorstellung. 

Allein dieses Beispiel zeigt: Die 
lauter werdenden Warnungen an 
die Politik sind absolut berechtigt.

Die Airlines schlagen wegen 
des Brexits Alarm. Was wie 

Lobbyarbeit aussieht, hat gute 
Gründe, sagt Jens Koenen. 
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 Marken zu 
führen, die 
nicht nur 
jeder 
kennt, 
sondern 
auch viele 
wollen – 
das ist die 
Kunst. 

B
oykott ist anscheinend die einzige Spra-
che, die in der Welt der Onlinewerbung 
Gehör findet. Werbetreibende Unter-
nehmen weigern sich, teures Geld für 
Werbeplätze auszugeben, die von Ge-

waltinhalten flankiert werden: Werbung des briti-
schen TV-Senders BBC steht neben antisemitischen 
Reden, Anzeigen für die britische Navy neben homo-
phoben Tiraden. Vor allem die Google-Tochter You-
tube schafft es derzeit nicht, für ein markensicheres 
Umfeld zu sorgen. Zahlreiche britische und US-Fir-
men drohten deshalb, ihre Werbebuchungen bei der 
Online-Videoplattform zu stornieren. 

Mit dem Boykott rückt ein schon länger virulentes 
Problem ganz oben auf die Agenda der werbetrei-
benden Industrie: die Markensicherheit in Online-
Werbekanälen. Im klassischen Fernsehen können 
Unternehmen weitgehend sicher sein, in welchem 
Werbeblock ihre 30-Sekünder ausgestrahlt werden. 
Im Netz laufen die Platzierungen oft automatisiert 
nach einem Auktionsverfahren ab – und kaum ein 
Unternehmen kann nachverfolgen, was wo gezeigt 
wird. Auch in Deutschland mahnt die Werbeindu-
strie seit Jahren mehr Markensicherheit im Netz an. 
Doch geschehen ist bislang nichts.

Erst der Boykott der Werbekunden brachte You -
tube dazu, neue Richtlinien einzuführen, die extre-
mistische Inhalte eindämmen und verhindern sollen, 
dass die umstrittenen Beiträge mit Werbung ver-
mischt werden. Eine neue Datenbank soll Werbekun-
den mehr Einblick geben, in welchem Umfeld ihre 
Spots stehen. Dieser Schritt ist für Youtube wichtig – 
schließlich geht es um harte Zahlen: Der Videokanal 
finanziert sich über Werbung – und dieses Geschäft 
wird weiter an Gewicht gewinnen. Nach einer Studie 
der Agentur Zenith sollen die weltweiten Social-Me-
dia-Werbegelder in zwei Jahren 55 Milliarden Dollar 
erreichen und damit erstmals die Ausgaben für Print-
werbung überholen. Onlinewerbung boomt. Es ist 
die einzige Werbeform, die seit Jahren mit zweistelli-
gen Prozentzahlen wächst. Doch es ist höchste Zeit, 
klare Spielregeln zu schaffen.

Google und auch Facebook sind die Gewinner der 
neuen Werbewelt, wenn sie diese Position aber ver-
teidigen wollen, dann müssen sie endlich das Pro-
blem von Gewaltinhalten, Hasskommentaren und 
Falschmeldungen in den Griff bekommen. 

Der Druck kommt nicht nur von den Werbetrei-
benden, sondern auch aus der Politik. Bundesjustiz-
minister Heiko Maas will ein Gesetz auf den Weg 
bringen, das soziale Netzwerke wie Facebook regle-
mentiert. Wenn sie nicht binnen 24 Stunden Falsch-
meldungen oder Hasskommentare löschen, drohen 

empfindliche Bußgelder. Kritiker unken schon 
längst, dass dies technisch ein Kinderspiel sei, Face-
book also allein der Wille fehle. Wer nackte Busen in 
der Timeline in null Komma nichts orten und ver-
schwinden lassen kann, der sei sicherlich auch bei 
Hass und Lügen nicht ganz hilflos. 

Dass die Welt der Onlinewerbung am Scheideweg 
steht, zeigt sich auch an einer anderen Stelle, die 
aber nicht weniger kritisch ist: Dem Dauerfeuer 
nervtötender Onlinewerbung begegnen viele Men-
schen mit Adblockern. Wer die digitale Reklame -
sperre installiert, wird von blinkenden Werbeban-
nern im Internet verschont. Doch das lässt sich nicht 
jeder Werbetreibende bieten. Die Alkoholmarke Fer-
net Branca setzte sogar eine Adblocker-Blocker-Kam-
pagne auf: Adblocker-Nutzer bekamen die Werbung 
trotzdem angezeigt, dazu der freche Slogan: „Ihr 
habt Adblocker. Wir haben Adblocker-Blocker. Life is 
bitter.“ 

Digitaler Hausfriedensbruch, schimpften darauf-
hin viele Nutzer im Netz. Für sie fühlte es sich ein 
bisschen so an, als ob der Postbote in der analogen 
Welt den am Briefkasten befestigten Aufkleber „Bitte 
keine Werbung einwerfen“ abreißt, die Haustür ge-
waltsam eintritt und den Werbeflyer auf den Esstisch 
knallt. Ihr wollt keine Werbung? Pech gehabt. 

Die Onlinewerbesitten sind verroht. Werbung soll-
te einmal verführen, die flüchtige Aufmerksamkeit 
der Menschen auf Produkte oder Dienstleistungen 
lenken, lustvoll Neugierde wecken. In der Online-
welt packt der Werbetreibende den Nutzer aller-
dings oftmals brutal am Genick und bedrängt ihn. 

Auch das Installieren eines Adblockers ist eine Art 
Boykott, dieses Mal vonseiten der Konsumenten. Die 
Blockade durch die Verbraucher sollte die Anbieter 
von Nachrichtenseiten dazu bringen, über Sinn und 
Unsinn von Webseiten nachzudenken, die mit Wer-
beplätzen zugepflastert sind. Die wirksamste Wer-
bung ist schließlich nicht diejenige, die am schrill-
sten schreit, sondern diejenige, die für den Konsu-
menten den größten Nutzen hat oder zumindest 
unterhaltsam ist. Relevanz und Entertainment sind 
die Schlüsselwörter.

Der Boykott von Konsumenten und Werbetreiben-
den ist richtig. Es muss sich etwas ändern in der On-
linewerbung. Verführung statt Verrohung – das sollte 
auch im Netz möglich sein. Ändern werden dies am 
Ende aber nicht die Konsumenten, sondern die Un-
ternehmen mit ihrer Marktmacht.

Leitartikel

Verrohung statt 
Verführung

Die digitale 
Werbewelt 

braucht neue 
Regeln, fordert 
Catrin Bialek.

In der 
Onlinewelt 
packt der 

Werbetreibende 
den Nutzer 

oftmals brutal 
am Genick und 
bedrängt ihn. 
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